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Die Leistungen der Krankenkassen bei der Heilbehandlung
ehemaliger Kriegsteilnehmer.

Von Friedrich Kleeis, Halle a. S.

Die Heilbehandlung der Kriegsteilnehmer war

seither im allgemeinen eine recht beschränkte.

Sie war in erster Linie darauf gerichtet, den Ver¬

wundeten oder Kranken wieder dienstfähig zu

machen, um ihn wieder dem Heere zuzuführen.

Das Bestreben, den Kurbedürftigen wieder arbeits¬

fähig zu machen, trat sehr in den Hintergrund.
So gewährten nach den „Kurvorschriften44 vom

10. Mai 1905 seither die Militärbehörden grund¬
sätzlich kein Heilverfahren außerhalb der Laza¬

rette, die doch in ihren ganzen technischen Hilfs¬

mitteln sehr beschränkt sind. Besondere Kuren
durften nur dann verordnet und durchgeführt
werden, wenn die in den Lazaretten mögliche
Behandlung keinen genügenden Erfolg versprach
und wenn die in Aussicht genommene Kur nach

militärischem Ermessen zur Beseitigung oder we¬

sentlichen Besserung des Krankheitszustandes

notwendig war. Ein Anspruch auf Heilbehandlung
zur Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit war

nicht gegeben. Hieraus ergaben sich erhebliche

Beschränkungen für die Einleitung von solchen.

Das war ein Mangel, denn die Arbeiter haben ein

großes Interesse daran, wieder ihre Erwerbs-

fähigkeit zu erlangen; es liegt ihnen weniger am

Rentenbezug Auch die Krankenkassen haben

Vorteile, wenn die Kriegsteilnehmer durch ein

gründliches Heilverfahren möglichst bald wieder

ihre Gesundheit wiedererlangen und nicht immer
die Kasse in Anspruch zu nehmen brauchen.

«letzt hat die Heeresverwaltung eine erheb¬
liche Erweiterung der einschlägigen Vorschriften

vorgenommen. Nach den neuesten Kriegskur
bestimmungen haben Anspruch auf unentgeltliche
<iewährung von Kuren und sonstigen außer¬

gewöhnlichen Heilverfahren alle zum Feldheere

gehörigen Militärpersonen und alle Personen, die
sich beim Feldheere in irgendeinem Dienst- oder

Vertragsverhältnis befinden und alle zur kosten¬
freien Aufnahme in die Lazarette berechtigten
Angehörigen des Besatzungsheeres. Die Heeres¬

verwaltung hat in zahlreichen Kurorten Vor¬

kehrungen zur Aufnahme von Heeresangehörigen

getroffen. Möglichst schon bei der ersten Ver¬

teilung der Kranken nach dem Eintreffen in Deutsch -

land soll darauf Bedacht genommen werden, daß

den Lazaretten usw. in Orten mit Kurgelegenheit
tunlichst solche Kranke zugewiesen werden, die

sich ihrem Leiden nach zur Behandlung in jenen
Orten besonders eignen. Erweist sich während

der Lazarettbehandlung oder während des Auf¬

enthaltes bei der Truppe die Anwendung beson¬

derer Kurmittel als notwendig oder wünschens¬

wert, so soll die Überführung des Kranken in

eine Heilanstalt des in Betracht kommenden Kur¬

ortes alsbald in die Wege geleitet werden.

Die Anträge auf Durchführung eines solchen

Heilverfahrens sind im Heimatsgebiet unmittelbar

an das zuständige Sanitätsamt (bei den stellver¬

tretenden Generalkommandos) zu richten: a) von

den Chefärzten oder leitenden Ärzten der Reserve¬

lazarette für die in diesen und den angegliederten
Heilanstalten befindlichen Kranken, b) im übrigen
vom Ersatztruppenteil oder Truppenteil, dem die

Personen angehören oder zugeteilt sind. Die

Kurdauer ist bei gewöhnlichen Kuren auf höchstens

l1/* Monate, bei Lungenheilbehandlung auf höch¬

stens drei Monate beschränkt, doch kann das

Sanitätsamt bei gewöhnlichen Kuren bis zur Ge¬

samtdauer von drei Monaten, bei Kuren in Lungen¬
heilstätten bis zur Gesamtdauer von vier Monaten

Verlängerung gewähren. Die Medizinalabteilun^

des Kriegsministeriums kann noch darüber hinauf¬

gehen.
Für die Krankenkassen ist wichtig, daß diese

Verordnung nicht nur für die dem Heeresverbande

noch angehörenden Personen gilt, sondern sinn¬

gemäß mit einigen Abänderungen auch für die

nicht mehr dem Heere angehangen, als dienst¬

unbrauchbar ausgeschiedenen Kriegsteilnehmer. Der

Unterschied besteht in der Hauptsache darin, daß

diese schon Entlassenen keinen „Anspruch44 auf

ein derartiges besonderes Heilverfahren haben.

Stellt sich erst nach dem Ausscheiden aus dem

Heeresverband die Notwendigkeit einer Heil¬

behandlung heraus, so sollen die Sanitätsämter
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darauf abzielenden Anträgen zwar auch ent¬

sprechen, aber nur nach Maßgabe der vorhandenen

Möglichkeit der Unterbringung.
Die hier vorhandene Lücke sucht das Zentral¬

komitee vom Roten Kreuz durch eine neuge¬

schaffene Organisation auszugleichen. Die „Bäder¬

fürsorge" dieses Zentralkomitees hat, wie Julius

Cohfl m der „Ortski3Pkenkas.se44 1916, S. 122, des

¦ibnrfin berichtet! mit lllen bewährten Kur- und

Badeorten Abschlüsse getroffen, die es ermög¬

lichen, kianken Kriegsteilnehmern die hervor¬

ragendsten Kurmöglichkeiten zu erschließen. Tau¬

ende von Freistellen für ganze Badekuren, aber-

tausende sonstige freie Unterkunftsmöglichkeiten
seien zugesichert. Für die ärztliche Beratung und

Behandlung sei der feste Satz von 10 Mk. für den

einzelnen Kriegsteilnehmer vereinbart. Die In¬

anspruchnahme des Zentralkomitees vom Roten

Kreuz, steht jedem Kriegsteilnehmer zu. Alle

Erhebungen über die Person des Antragstellers
werden von den lokalen Roten Kreuz-Organisa¬
tionen oder Fürsorgestellen unter Ausschaltung
von Polizeiorganen vorgenommen; jede bureau-

kratische Behandlung wird vermieden. Auf diese

Weise soll der gesamten Versorgung der Schein

des Almosens genommen werden, der die Hilfs¬

bedürftigen oft abhält, sich an die staatlichen

Stellen zu wenden.

Bei diesen Heilverfahren sowohl von den

Militärbehörden als auch vom Roten Kreuz wird

es sich sehr häufig um Personen handeln, die

nach der bereits geschehenen Entlassung aus dem

Heeresdienst wieder, sei es durch Aufnahme

versicherungspflichtiger Beschäftigung oder frei¬

willigen Beitritt, Mitglied einer Krankenkasse ge¬

worden sind. Daß die Krankenkasse bei einem

.solchen Mitglied berechtigt ist, an diesen Heilver¬

fahren mitzuwirken, kann nicht dem geringsten
Zweifel unterliegen. Die Kasse kann sogar die

gesamten Kosten einer solchen Heilbehandlung
übernehmen und ist bei der Auswahl der Heil¬

anstalt nicht beschränkt. Nur muß es sich dabei

um eine wirkliche „Heilanstalt44 handeln. Die

Kasse kann auch nur Zuschüsse zu solchen Heil¬

verfahren leisten, wie es hinsichtlich der Bäder¬

fürsorge Julius (John in der „Ortskrankenkasse44
1916, S. 123, auseinandersetzt. Es sei sogar die

Bemerkung nicht unterlassen, daß es den Kranken¬

kassen zu empfehlen ist, nach Maßgabe ihrer Mittel

an der letztgedachten Fürsorge mitzuwirken, da sie

eben zum guten Teil auch in ihrem Interesse liegt.
Ks soll vielmehr hier nur die Frage aufge¬

worfen werden, in welchem Umfange die Kasse bei

solchem Heilverfahren verpflichtet und gezwungen
ist, irgendwelche Leistungen zu gewähren. Wie

die Beobachtung schon zeigt, tritt die Frage öfter

an die Kasse heran. Als Fordernde können zwei

„Gläubiger44 auftreten; entweder die Stelle, die

das Heilverfahren übernommen hat oder der Be¬

handelte und seine Familie. Da die Kasse zur

TiaglaMf der gesamten Kosten des Heilverfahrens
nach § 1K4 RVO. nur berechtigt, aber nicht ver¬

pflichtet ist, kann es sich nur um l:rsat}leistungen
handeln. Die Militärbehörde oder das Rote Kreuz
können für ihre Aufwendungen einen Ersatz nicht

fordern. Der Abschnitt der Reichsversicherungs¬
ordnung, der hier in Betracht kommen könnte,
die §§ 1527 bis 1544, räumen (| 1637) nur den

Gemeinden und Armenverbänden einen Anspruch
auf Ersatz ihrer Aufwendungen ein, wenn diese

einen Hilfsbedürftigen unterstützt haben. Andere

Stellen haben solche Ansprüche nicht. Es kann sich
daher nur noch fragen, ob der Versicherte selbst

irgendwelche Ansprüche hat. Das ist zu bejahen.

Weil die Militärbehörde oder das Rote Kreuz

selbst freie ärztliche Behandlung, Arznei, Heil¬

mittel usw. gewährt, entfällt diese Leistungspflicht
der Krankenkassen; es verbleibt ihnen aber die

Gewährung des Krankengeldes. Dieses muß nach

§ 182 Nr. 2 RVO. geleistet wferden, „wenn die

Krankheit den Versicherten erwerbsunfähig macht44.

Es wird sich also im einzelnen Falle fragen, ob

diese Voraussetzung vorliegt. Der Vorgang ist

ähnlich zu beurteilen, als wenn eine Invaliden¬

versicherungsanstalt ein Heilverfahren bei einem

Versicherten übernimmt. Der Unterschied ist

nur der, daß solchenfalls den Anspruch auf das

Krankengeld nach § 1518 RVO. die Versicherungs¬
anstalt hat, während in dem hier zur Erörterung
stehenden Falle mangels einer solchen ausdrück¬

lichen Bestimmung der Versicherte selbst dieses

Anrecht hat.

Die Frage, ob bei einem Heilverfahren, ins¬

besondere soweit es die Invalidenversicherung
kennt, „Erwerbsunfähigkeit44 vorliegt, ist schon

verschieden beurteilt worden. Zuerst wurde die

Frage, namentlich vom Preußischen Oberverwal¬

tungsgericht, häufig verneint. Später wurde sie,
insbesondere vom Sächsischen Oberverwaltungs¬
gericht, vorwiegend bejaht. Es sei hier eine kleine

Zusammenstellung gegeben: Krank ist auch der¬

jenige, der einer ärztlichen Behandlung zwar nicht

bedarf, der aber infolge der Krankheit erwerbs¬

unfähig ist (Pr. OVG. vom 8. Februar 1906).
Krankheit ist jede anormale Störung des Gesund¬

heitszustandes, die ärztliche Behandlung, Arznei

oder Heilmittel erfordert (dasselbe Gericht vom

10. Oktober 1889). Erwerbsunfähigkeit ist die

Unfähigkeit, ohne Gefahr der Verschlimmerung
der Krankheit einer Tätigkeit nachgehen zu können

(dasselbe Gericht vom 6. Februar 1908). Ob Er¬

werbsunfähigkeit vorliegt, richtet sich lediglich
nach objektiven, regelmäßig nur durch Gutachten

von Sachverständigen festzustellenden Merkmalen

(Urteil des RVA. vom 17. Oktober 1901). Erwerbs¬

unfähigkeit im Sinne der Krankenversicherung
besteht auch, wenn dem Mitgliede, für das von

der Versicherungsanstalt ein Heilverfahren er¬

öffnet werden soll, ärztlich gestattet wird, das

Heilverfahren erst zu einem späteren Zeitpunkt
anzutreten, bis dahin aber die Lohnbeschäftigung
fortzusetzen (Meckl. Ministerium des Innern vom

20. April 1909, Arb.-Vers. 1909 S.452). Die Leistung
von Arbeit vor dem Beginn des Heilverfahrens

schließt die Erwerbsunfähigkeit im Sinne der

Krankenversicherung und den Ersatzanspruch der

Versicherungsanstalt nicht aus (Pr. OVG. vom

12. Februar 1909, Arb.-Vers. 1909 S. 548). Erwerbs¬

unfähigkeit besteht, wenn der Kurantritt nicht

ohne ernstlichen Schaden hinausgeschoben werden

kann (Arb.-Vers. 1910 S. 451). Erwerbsunfähigkeit
liegt auch dann vor, wenn die vom Kassenarzte

verordnete Heilbehandlung dem Kranken die Aus¬

übung der Erwerbstätigkeit unmöglich gemacht
hat (Sachs. OVG., Arb.-Vers. 1906 S. 353). Erwerbs¬

unfähigkeit im Sinne der Krankenversicherung
liegt auch dann vor, wenn der Versicherte nur

auf die Gefahr hin, sein Leiden zu verschlimmem,
in seinem bisherigen Beruf fortarbeiten könnte

(Urteil des RVA., Amtl. Nachr. vom 21. August
1914V Am weitesten mit der Auslegung des Be¬

griffes Erwerbsunfähigkeit in dem hier erörterten

Zusammenhange ist wohl das Sachs. Oberverwal¬

tungsgericht mit einem Urteil vom 19. September
1908 gegangen, in dem sich folgende Sätze be¬

finden:

„Ob der Gesundheitszustand der Versicherten
unter allen Umstanden Erwerbsunfähigkeit be-
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dingt haben würde, kann unerörtert bleiben.

Jedenfalls war bei ihr die Ausübung irgend¬
welcher Erwerbstätigkeit während ihres Kur¬

aufenthaltes in Bad Elster ausgeschlossen. Das

dort eingeleitete Heilverfahren forderte Ein¬

stellung jeder Arbeit. Deshalb stand der hier¬

nach Erwerbsunfähigen während dessen Dauer

gegen die beklagte Kasse ein Anspruch auf

Krankengeld zu, ohne daß darauf etwas an¬

kommt, in welchem Grade dieselbe vor Beginn
der Kur etwa erwerbsfähig war. Das Rechts¬

mittel der Kasse muß daher als unbegründet
verworfen werden.44

Da die Erwerbsunfähigkeit nach § 6 KVG.

gleichbedeutend ist mit der Erwerbsunfähigkeit
nach § 182 Nr. 2 RVO. (Amtl. Nachr. des RVA.

1915 S. 425), haben alle die aufgeführten Ent¬

scheidungen auch jetzt noch ihre Bedeutung.
Soweit sich übersehen läßt, werden sie auch ganz

mit Recht auf die Heilverfahren an den Kriegsteil¬
nehmern angewendet. Ein Beispiel: Ein Tischler

Seh. wurde im Herbst 1914 wegen Dienstunbrauch-

barkeit aus dem Heeresdienst entlassen. Er nahm

seine frühere Beschäftigung wieder auf und ver¬

richtete diese so gut es ging. Da er in seiner

Krwerbsfähigkeit erheblich beeinträchtigt war,

beantragte er eine Militärrente. Die Militärbehörde

ordnete aber eine Kur im Solbad Bernburg an,

der sich der Kranke auch im April und Mai 1915

unterzog. Für diese Zeit verlangte der Kranke

nun von der Allgem. OKK. H. das Krankengeld,
wurde aber abgewiesen. Das angerufene Ver¬

sicherungsamt der Stadt H. verurteilte aber zu¬

nächst durch Vorentscheidung und sodann durch

Entscheidung nach mündlicher Verhandlung die

Kasse zur Zahlung des Krankengeldes. Da in

der in Frage kommenden Kurzeit nach einem ärzt¬

lichen Zeugnis die Erwerbsunfähigkeit bestand,
liege kein Grund zur Verweigerung des Kranken¬

geldes vor. Auch daß die Familie des Behandelten

inzwischen eine Unterstützung von der Militär¬

behörde erhalten habe, ändere nichts an der Sache,
auch nicht, daß das Heilverfahren im Interesse der

Militärverwaltung liege, die Rente ersparen wolle.

Der einzige Einwand, der vielleicht noch er¬

hoben werden könnte, wäre der, daß der Er¬

füllungsort des Anspruchs auf Krankenhilfe der

Kassenbezirk sei und daß der Kranke, wenn er

sich entgegen dem Willen der Kasse außerhalb

dieses Bezirks aufhält, den Anspruch verliert.

Dieser nur zwischen den Zeilen der Reichsver¬

sicherungsordnung zu lesende Grundsatz bezieht

sich in der Hauptsache auf die Krankenpflege (ärzt¬
liche Behandlung und Heilmittel), und es würde

zu nicht gewollter und nicht gerechtfertigter Härte

führen, ihn hier anzuwenden.

Der Militärbehörde, die die Familien der Be¬

handelten selbst unterstützt, ist die hier be¬

sprochene Auszahlung des Krankengeldes er¬

wünscht. Die Medizinalabteilung des Kriegs¬
ministeriums hat in einem Erlaß nähere Anweisung
über die erforderliche Bescheinigung der Erwerbs¬

unfähigkeit und die Ausstellung der Kranken¬

scheine gegeben. Dem Ansuchen von Versicherten

um Ausstellung solcher Zeugnisse soll in allen

Fällen, in denen Arbeitsunfähigkeit vorliegt,
kostenlos entsprochen werden. Häufig werde der

Lazarettverwaltungsbeamte ohne weiteres in der

Lage sein, die Bescheinigung auszustellen. In

allen Fällen jedoch, bei denen die Arbeitsunfähig¬
keit nicht ganz zweifelsfrei sei, könne nur der Arzt

den Krankenschein ausstellen. Arbeitsunfähig sei

jeder, der infolge von Krankheit körperlich nicht

fähig ist, Erwerbshandlungen vorzunehmen, ohne

Rücksicht auf etwaige andere Erwerbsquellen. —

Es ist anzunehmen, daß sich auch hier die Kranken¬

kassen nicht überkleinlich und allzu engherzig
zeigen.

Bruchleiden in der Unfallrechtsprechung.
Von Hermann Möcke-Breslau.

(Schluß.)

durch gewaltsame Einwirkungen, entstehen, ja>
daß ein plötzliches Entstehen eines Leistenbruches

fast nie eintritt. Der bei einer Verrichtung aus¬

getretene Bruch sei in der Regel nur eine zum

Ausbruch gekommene krankhafte Veranlagung, da

der Austritt bei einer sehr weit fortgeschrittenen
Anlage einmal unbedingt erfolgen müsse. Auch

dann, wenn der Austritt bei der Arbeit erfolgt, und

dadurch anscheinend der ursächliche Zusammen¬

hang zwischen Arbeit und .Bruchleiden vorhanden

ist, könne keine Rede von einem entschädigungs¬
pflichtigen Unfall sein, da nicht das zeitig be¬

stimmte Ereignis die Ursache des Bruchaustritts

sei, sondern die sich allmählich vollkommen aus¬

gebildete Bruchanlage. Also nicht die Arbeit,
sondern tue Bruchanlage selbst ist die Ursache

des Bruches. Die Arbeit wird nur als die Ge¬

legenheit des Bruchaustrittes betrachtet, die zwar

zeitig, aber nicht ursächlich mit diesem zusammen¬

hänge. In der Rekursentscheidung 1091, Amtliche

Nachrichten des Reichsveioicherungsamts 1892

S.282, faßt das Reichsversicherungsamt die Voraus-

tzungen, unter denen ein Leistenbruch als ent¬

schädigungspflichtiger Betriebsunfall anzusehen

sei, wie folgt zusammen:

„Es muß einerseits ein Unfall im gesetzlichen
Sinne vorliegen; der Bruchaustritt muß also ein

zeitlich bestimmtes, in plötzlicher Entwicklung

Die am häufigster in Erscheinung tretende

Art von Bruchleiden sind die Leistenbrüche. Man

bezeichnet damit Eingeweideverstülpungen durch

eine oder beide Leistenkanäle. Die Leistenbrüche

werden somit durch anatomisch vorgebildete
Öffnungen (Leistenkanäle) begünstigt. Arztliche

Autoritäten behaupten nun und die Recht-

Brechung des Reichsversicherungsamts hat sich

dieser Auffassung angeschlossen ,
daß sich die

Leistenkanäle manche- Menschen allmählich er-

Itern (Bruchaniage), und so das Entstehen des

Bruchei (Hervordringen der Eingeweide) fördern.

Den Bruchaustritt kann in solchen Fällen ein

sonst kaum beachtetes Ereignis bedingen (starkes
Husten, Druck auf den Leib). Es ist erklärlich,

» auch größere Anstrengungen bei der Arbeit

den Austritt des Bruches bedingen können; doch

liegt in solchen Fällen kein entschädigungs¬
pflichtiger Unfall vor. Nur dann, wenn der Leisten-

Kanal durch eine gewaltsame Einwirkung erweitert

»ind so der Austritt des Bruches bewirkt wird,
|1 das Bruehleiden (entschädigungspflichtig. Liegt
in solcher Fall vor, M stellen sich neben heftigen
Schmerzen, Ohnmacht sanfälle, Erbrechen und

andere Begleiterscheinungen ein. Das gilt übrigens
für alle Arten von Bruchleiden. Zu bemerken
ifl noch, daß nach den Gutachten ärztlicher Sach-

erständiger Doppelbrüche fast nie plötzlich d. h.
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rllziebendei Kreignis darstellen. Anderer-

iU darf dieser Unfall nicht lediglich zeitlich

1 ortlich, sondern er mufl auch ursächlich mit

»inem versicherungspflichtigen Betriebe im Zu-

rnmenhang itehen, und /war dergestalt, daß

r Bnicbaustritt im Anschluß an eine schwere

körperliche Anstrengung erfolgt, welche zugleich

über den Rahmen der gewöhnlichen Betriebs-

heit hinausgeht. Ks bleue den Berufsgenossen-

schaften ein ungebührliches Risiko aufbürden,

enn ihnen Leistenbrüche, die bei natürlich er-

iterter Bruchpforte schon in Anschluß an die

ringeren Anstrengungen des Lebens auszutreten

geneigt lind, stet- dann zur Entschädigung an¬

gewiesen wurden, wenn der Bruch infolge einer

nicht größeren Anstrengung in Betriebe, oder

iwir infolge einer schweren Arbeit, die aber dem

mit der Bruchanlage behafteten Arbeiter geläufig
ist, herau-tntt. Sind die angegebenen Voraus-

etzungen erfüllt, wo ist die Entschädigungspflicht
der zuständigen Berufsgenossenschaft begründet.
Freilich mufl aber der N ichweis, dafl ein Unfall

sich ereignet hat, hei der naheliegenden Möglich-
t einer allmählichen Entwicklung der- Bruch-

inlagn zum Bruchleiden insoweit streng geführt
weiden. dafl eine dem vollen, zwingenden Nach¬

weise sich möglichst nähernde Häufung vonWahr-

hejnlichkeit sumst an den Stattfindet«11

Von diesen Voraussetzungen ausgehend hat

das Reichs Versicherung samt in mehreren Fällen

Leistenbruche als entschädigungspflichtige Be¬

triebsunfälle anerkannt. In einen» Falle es

handelte sich um einen Kutscher-, t\i'i von einem

Bf«rde heftig gegen die Wand gedrückt wurde

hat das Reichsv ersicherungsamt eine durch den Un¬

fall bedingte Verschlimmerung eines bestehenden

doppelseitigen Leistenbruches als Unfallfolge an¬

erkannt und entschädigt.
Die traumatische Entstehung von Schenkel¬

brüchen, das sind Fingeweideverstülpungen in

der Schenkelbeuge, ist in einem Gutachten, das

Professor Dr. W Körte dem Reichsversicherungs¬

amt erstattete (Amtliche Nachrichten des Reichs¬

versicherungsamts 1902 s. 516), in Abrede gestellt
werden, her Gutachter führt dort aus, dafl

Leistenbrüche unter- gewissen Umständen, wenn

auch in seltenen Fällen, durch Betriebsunfälle

entstehen können, hie Entstehung von Schenkel¬

brüchen nach emer Verletzung sei viel seltener;
ihm sei kein derartiger Fall bekannt. Die trau-

matiache Entstehung von Schenkelbrüchen wird

demnach nicht direkt bestritten, aber doch all

-ehr unwahrscheinlich hingestellt. Es ist mir

auch kein Fall bekannt geworden, in dem das

Reichsveraicherungsamt einen Schenkelbruch als

Unfallfolge anerkannt hätte.

eher- die Entstehung von Nabelbrüchen sagt

Professor Dr. Rinne in einem Obergutachten (Amt¬

liche Nachrichten 1900 (S. 728) folgendes:
„Nabelbrüche entstehen bei fettleibigen Per¬

sonen . . . fast ausnahmslos allmählich. Es drängen

sich kleine* Fettklümpchen des Netzes durch den

Druck in ^\^y Bauchhöhle in kleine Kücken des

Nabelringes hinein, erweitern diesen allmählich;

nach und nach tritt immer mehr Netz, Darm und

sonstiges Eingeweide in die sich mehr und mehr

erweiternde Höhle hinein. Der Bruch kann lange
Zeit klein bleiben, bevor er bemerkt wird. Häufig
findet man ihn gleich angewachsen, d. h. er ist

bei den langen unbemerkten Bestehen allmählich

!»stgewachsen. ...
In den seltenen Fällen, wo

Nabelbrüche plötzlich entstehen können, handelt

es .ich um erhebliche Quetschungen des Leibes

(bei Oberfahren- und Verschüttetwerden), bei

denen das Bauchfell im Bereich des Nabelringes

einreißt und ein Eingeweide gewaltsam In den

Riß und durch den Nabelring hindurchgepreßt
wird. Hierbei entstehen so erhebliche Schmerzen,

daß der Verletzte zusammenbricht und unmöglich

weiterarbeiten kann.

Auch eine andere Möglichkeit ist noch zu

erwägen. Es kann eine Bruchpforte im Nabelring

bestehen, durch welche bei einer Starken plötz¬
lichen Pressung (Husten, Niesen, Stuhlgang, auch

äußerer Druck) ein Eingeweide hindurchgetrieben

wird* Dies wurde eine gewaltsame Füllung des

Bruches sein. Hierbei bleibt dann aber der

Bruchinhalt beweglich, oder er ist eingeklemmt!
und macht in diesem Falle sehr heftige» momentane

Beschwerden, so daß der Betroffene unmöglich

weiterarbeiten kann/4

Nach diesen ärztlichen Feststellungen, die

Mich vom Reichs versicherungsamt anerkannt

wurden« treten die heftigen Begleiterscheinungen!
die bei den übrigen Bruchleiden, die als Unfall¬

folgen ZU betrachten sind, auch bei Nabelbrüchen

auf Eine charakteristische Eigenschaft aller durch

Unfälle bedingten Bruchleiden ist somit die plötz¬
lich auftretende, fast unerträgliche Schmerzhaftig-
keit. Es liegt im Interesse der Versicherten

selbst, dafl bei der Fraget ob ein Bruehleiden auf

einen Betriebsunfall zurückzuführen ist, genau

geprüft wird, ob die vom Reichsversicherungsamt

aufgestellten Grundsätze vorhanden sind. Dadurch

wird den Versicherten Aufregung und anderen

unnutze Arbeit gespart.

Verwaltung.
Das preußische Disziplinargesetz gegen die

Kassenbeamten ist von der reaktionären Mehr-

hei. des preußischen Abgeordnetenhauses nun

glücklich unter Dach und Fach gebracht worden.

Das Abgeordnetenhaus hat die Vorlage am 20.

bezw. 22. Mär/ d. .Is. in zweiter und dritter Lesung
erledigt.

Wie wir schon in Nr. 4 der Volkstum!. Zeitschr.

s. 12 mitteilten, hat die Handels- und Gewerbe¬
kommission die Regierungsvorlage angenommen.

Der § 1 der Vorlage lautet:

Auf die Dienstvergehen der bei diesen

Kassen angestellten Beamten, denen nach der

Reichsversicherungsordnung die Rechte und

Pflichten der gemeindlichen Beamten (Kommunal¬
beamten) übertragen werden, finden die Vor¬

schriften des Gesetzes, betreffend die Dienst¬

vergehen der nicht richterlichen Beamten, die

Versetzung derselben in eine andere Stelle

oder in. den Ruhestand von 1852 mit den nach¬

folgenden Änderungen Anwendung.
Der | la (Zusatz der Kommission) besagt:
Ordnungsstrafen sind: 1. Warnungen, 2. Ver¬

weis, :{. Geldbuße.

§ 2 lautet:

..Die Befugnis, Ordnungsstrafen zu ver¬

hängen, steht, jedoch nicht über <M> Mk. hinaus,
bei Kassen, die der Ansicht eines staatlichen

Versicherungsamts unterstellt sind, dem Land¬

rat als Vorsitzenden des Kreisausschusses, bei

Kassen, über welche die Aufsicht von einem

gemeindlichen Versicherungsbeamten geführt
wird, dem Bürgermeister (Gemeindevorsteher) zu.

(iegen die Strafverfügung findet innerhalb
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zwei Wochen die Beschwerde beim Bezirks¬

ausschüsse, gegen den Beschluß des letzteren

innerhalb zwei Wochen die Beschwerde beim

Provinzialrat statt, dessen Beschluß endgültig
ist. Bei Kassen, die der Aufsicht des Ver¬

sicherungsamtes Berlin unterstehen, entscheidet

in erster Instanz der Bezirksausschuß in Berlin,

In zweiter Instanz der Minister für Handel und

Gewerbe.

Bezirksauschuß und Provinzialrat beschließen

auf Grund mündlicher Verhandlung. Die Öffent¬

lichkeit ist ausgeschlossen; in geeigneten Fällen

kann auf Antrag oder von Amts wegen die

Öffentlichkeit zugelassen werden."

Von den Sozialdemokraten ist beantragt, in

Absatz 1 des § 2 zu erklären, daß die be¬

treffenden Beamten für ihr Verhalten außer dem

Amte disziplinarisch nicht zur Verantwortung ge-

cgen werden können und daß die Befugnis,
Ordnungsstrafen zu verhängen, dem Vorstand der

Kasse zustehen soll, bei der der Beamte an¬

gestellt ist.

In Absatz 2 sollen nicht Bezirksausschuß und

I 'rovinzialrat, sondern Versicherungsamt und Ober-

\ ersicherungsamt als zuständig erklärt werden.

In der Verhandlung am 20. März begründete
der Abgeordnete Braun (Soz.) diese Anträge und

führte u. a. dazu aus:

Ich hatte bereits bei der ersten Beratung
dieses Gesetzes ausführlich darauf hingewiesen,
daß die preußische Staatsregierung mit ihrem

Erlaß vom IS. Februar 1914 den Kreis der Kassen¬

angestellten, denen die Rechte und Pflichten der

Kommunalbeamten übertragen werden, zu weit

gesogen hat. Denn nach der Reichsversicherungs¬
ordnung können nur die auf Lebenszeit angestellten
Kassenbeamten die Rechte der Kommunalbeamten

erhalten. Der Erlaß läßt aber zu, daß allen Kassen-

angestellten die Rechte und Pflichten der Kom¬

munalbeamten übertragen werden. Die Auslegung
der preußischen Regierung widerspricht der Ent¬

stehungsgeschichte des Gesetzes. Ich gebe deshalb

nochmals dem dringenden Wunsche Ausdruck, daß

die preußische Regierung ihre Stellungnahme revi¬

diert. Ferner besteht darüber große Unklarheit,
inwieweit dieKassenangestellten eigentlich der Dis¬

ziplinargewalt des Vorstandes, resp. des Bürger¬
meisters unterstehen. Die Folge der zu weiten

Auslegung des § S60 ist dann auch, daß die Vor¬

standsmitglieder der Krankenkassen immer mehr

in der Meinung bestärkt werden, Kassenbeamte

nicht mehr mit Ruhegehalt anzustellen, um da¬

durch ihre Disziplinargewalt zu erhalten. Die

Beamten wollen nicht für das Linsengericht des

Ruhegehalts das freie Recht der Ausübung ihrer

Staatsbürgerrechte aufgeben.
Nun zum Gesetz selbst. Die Arreststrafe ist

auch in diesem Gesetz nicht aufgehoben. Dabei

sind fast zwei Jahrzehnte lang in diesem Hause

Anträge auf Beseitigung der Arreststrafe für

Beamte angenommen worden. Jetzt erklärt die

Regierung, man wolle bei diesem Gesetz nicht

eine Ausnahme machen. Dabei ist doch das ganze
Gesetz eine Ausnahme. Die Arreststrafe bedeutet

eine Degradierung der Beamten zu Staatsbürgern
zweiter Klasse. Die hierzu vorliegenden Anträge
»etzen das bisherige Spiel fort. Ich meine, wir*

•en die Regierung lange genug um eine ent¬

sprechende Gesetzesvorlage zur Abschaffung der

Arreststrafen im Disziplinarverfahren ersucht, und

sollten bei dieser Gelegenheit endlich zu Taten

übergehen und in diese Mauer einmal Bresche

legen. Wenn wir hier wenigstens mit der Arrest¬

strafe aufräumen, dann wird ein solches stück¬

weises Abtragen der längst überlebten Bestim¬

mung die Regierung veranlassen, etwas schneller

zu einer allgemeinen Revision des Beamtendiszi-

plinargesetzes zu kommen. Im übrigen wollen

unsere Anträge die Strafbefugnis an die gewählteu
Selbstverwaltungsorgane der Arbeiterversiche¬

rung übertragen. Den Anträgen Gronowski und

Aronsohn können wir auch zusammen.

Vor allem möchte ich die Regierung nochmals

ersuchen, der Kollision der Kompetenzen zwischen

Bürgermeister und Kassenvorstand ein Ende zu

machen. Der jetzige Zustand, daß der Kassen¬

vorstand nur das Recht hat, den Beamten anzu¬

stellen, ihn zu besolden, daß er aber im übrigen
der Disziplinargewalt des Bürgermeisters oder

des Landrats untersteht, kann die Arbeitsfreudig¬
keit der Vorstandsmitglieder nicht fördern. In

der jetzigen Zeit des gegenseitigen Vertrauens

sollte auch die preußische Regierung ebenso wie

die süddeutschen den selbstgewählten Verwal¬

tungsorganen der Arbeiterversicherung das Ver¬

trauen entgegenbringen, das sie durch ihre jahr¬
zehntelange Tätigkeit verdient.

Ein Vertreter der preußischen Regierung
nahm hiergegen Stellung und erwiderte u.a. das

folgende: Der Auffassung, daß die auf Lebens¬

zeit oder mit Anrecht auf Ruhegehalt angestellten
Beamten der Innungskassen usw. die Rechte und

Pflichten der Gemeindebeamten haben, haben

sich auch das Reichsamt des Innern und das

Reichsjustizamt angeschlossen. Die Befürchtung,
daß die Krankenkassenvorstände davon Abstand

nehmen würden, in weiterem Umfange Angestellte
auf Lebenszeit oder mit Anspruch auf Ruhe¬

gehalt anzustellen, halte ich bis auf weiteres für

unbegründet. Wir werden jedenfalls nicht ver¬

säumen, darüber zu wachen, daß die Reichsver¬

sicherungsordnung im wohlverstandenen Interesse

der Angestellten ausgeführt wird. Den Antrag
Braun bitte ich abzulehnen, ebenso den Antrag
Aronsohn. Ich möchte darauf hinweisen, daß der

Kreisausschuß sämtlichen Kreisbeamten gegen¬
über das Recht hat, Geldstrafen bis zu 90 Mk.

zu verhängen. Der Antrag ist ja logisch auf¬

gebaut, aber das Oberverwaltungsgericht kann

doch nicht mit solchen Entscheidungen belastet

werden, die von verhältnismäßig geringer Trag¬
weite sind. Dem Antrage Gronowski kann die

Regierung zustimmen, da er sich auf Strafen bis

zu 9 Mk. beschränkt. Als Beschwerdeinstanz

gegen diese Strafe würde zweifellos der Bezirks¬

ausschuß zuständig sein.

Zur näheren Information sei hierbei hervor¬

gehoben, daß der Antrag Aronsohn (freis.) ver¬

langte, die Befugnis, Ordnungsstrafen zu ver¬

hängen, in § 2 Absatz 1 bei Geldbußen auf nicht

mehr als 9 Mk. zu beschränken; höhere Geld¬

bußen, jedoch nicht über den Betrag des Monats¬

einkommens hinaus, höchstens bis zu 90 Mk., soll

der Regierungspräsident, in Berlin der Ober¬

präsident, festsetzen können. Allgemein soll

gegen den Bescheid zweiter Instanz die Klage
beim Oberverwaltungsgericht zulässig sein.

Der Antrag Gronowski (Zentrum) will hinter

den ersten Absatz des § 2 folgenden neuen Ab¬

satz einschieben:

„Der Kassenvorstand ist befugt, Warnung
und Verweis, gegen untere Kassenbeamte auch

Geldstrafen bis zu 9 Mk., zu verhängen
"

Der Antrag der Abgg. Tuercke u. Gen. (kons.)

ging dahin:

„Die Regierung ZU ersuchen, dem Landtage
der Monarchie baldigst einen Gesetzentwurf

vorzulegen, durch den unter Abänderung des
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vom 21, .Juli 1852 die Bestimmungen

uber die Zulissigkeit der Verhängung von

Arreststrafen gegen Unterbeamte aufgehoben
rden."

hie Fortschrittliche Volkspartei wollte in

die Antrag* I «> Wort „baldigst" ersetzt wissen

durch „noch in dieser Session41.

Bei der Abstimmung werden dir SS 1 und la

nach dm Kommissionsantrigen mit großer Mehr-

:t angenommen, s 2 mit dem Antrage Gronowski

unter Anlehnung aller übrigen Amendements; die

Resolution Tuerke gelangt mit der Modifikation

Aronsohn ebenfalls zur Annahme.

Na«h alledem besteht also die Möglichkeit
zur Verhängung von Arreststrafen gegen miß¬

liebige Kassenbeamte lustig weiter.

Ks wird zu einer Ungeheuerlichkeit führen,

wenn wie im Falle Halle a. S. der Geschäftsführer

einer Kasse m den Arrest wandern muß. Gegen

diese Möglichkeit muß aufs allersehärfste Front

gemacht werden.

Audi in Bayern spitzen sich die Kämpfe
innerhalb dw Kassenvoratinde um die Besetzung
des Postens der Vorstande ständig zu. Die un¬

glückliche Fassung des | 328 RVO. erweist sich

je langer je mehr als eine Fußangel für die

Selbstverwaltung und gibt in wachsendem Um¬

fange den Behörden die Grundlage zu einem

Kingreifen und damit zu einer Steigerung des

Einflusses der staatlichen Bureaukratie. So erläßt

neuerdings das Versicherungsamt München eine

Öffentliche.Ausschreibung über amtliche Bestellung

eines Stellvertreters des Vorsitzenden der Allge¬
meinen Ortskrankenkasse München-Stadt. Das

Verfahren mutet äußerlich stark demokratisch an.

Indem es aber zu fast unbeschränkten Bewer¬

bungen auffordert (nach areichen Grundsätzen die

Berücksichtigung der eingehenden Gesuche er¬

folgen soll, wird leider nicht gesagt), beeinträch¬

tigt es diese verantwortliche und vertrauensvolle

Position in erheblichem Maße in seiner Unabhängig¬
keit und Wurde und trägt dazu bei, Auffassungen

fl-oB zu ziehen, die weder im Interesse <\er Kasse

noch der Versicherten gelegen sind. Die sozialen

Aufgaben der Krankenversicherung erfahren damit

leider keine Forderung. Am besten wäre es

demgegenüber gewesen, Arbeitnehmer und Arbeit¬

geber ständen emrnütig auf dem Standpunkt, eine

Rinigung und eine beide Teile befriedigende Wahl

zustande zu bringen und ein Kingreifen d^v Be¬

hörden hintanzuhalten. I >as Ausschreiben hat

folgenden Wortlaut:

Amtliche Bestellung eines Stellverti eters des

Vorsitzenden des Vorstandes der Allgemeinen
I hrtskrankenkassc München-Stadt ho* Wahl eines

Vorsitzenden des Vorstandes der Allgemeinen
Ortakrankenkasse München tStadt) ist ergebnislos
geblieben. Ks 1*1 daher gemäß § 329 Abs. 2

Satz 2 der RVO. durch das Versicherungsamt auf

Kosten der Kasse ein Vertreter zu bestellen der
bis zu einer gültigen Wahl die Rechte und Pflichten

des Vorsitzenden ausübt An Personen, welche

zur Übernahme der Aufgaben eines solchen amt¬

lichen Vertreters geneigt und hierzu geeignet
sind, ergeht hiermit die Aufforderung, dem Städti-

chen versicherungsamt ihre Bewei bung unter

tngabe ihrer eventL Vergütungsansprüche bis

längstens Samstag, den 1. April 1916, unter der

Adresse- Städtisches Versicherungsamt München

alkirchnerstr. 54, einzusenden. Bemerkt wird'
Q ein Arbeitgeber oder Arbeitnehmer nicht zum

teilt werden wird, daß jedoch als

\rbeitgi : nicht gilt, wer nur Dienstboten oder

unständige rbeiter beschäftigt

Der Verband SQdlausitzer Krankenkassen

hielt am 12. März in Zittau seine ordentliche Aus¬

schußsitzung ab. Herr Burkholdt gab zunächst

zu dem gedruckt vorliegenden Jahresbericht für

das abgelaufene Geschäftsjahr 1915 einige Er¬

läuterungen. Wenn die Zahl der überwiesenen

Pfleglinge nur 182 gegen 406 im Jahre 1914 betrug,

so sei der Rückgang nicht ausschließlich auf eine

Zurückhaltung der Krankenkassen zurückzuführen,

sondern die Mitglieder ziehen infolge der durch

die Kriegslage geschaffenen Verhältnisse eine

Barunterstützung der Genesungshauspflege vor.

Den Verwundeten sei der Aufenthalt so angenehm
wie möglich gestaltet worden, wozu die außer¬

ordentlichen Zuwendungen der Verbandsmitglieder
wesentlich beigetragen haben, - Nach dem Be¬

richt der Rechnungsprüfer erfolgte die Richtig-

sprechung der Jahresrechnung. Einer Anregung
der Rechnungsprüfer, nach welcher monatliche

Abschlüsse vorgenommen werden sollen, wird

stattgegeben werden. Auf Veranlassung des

Kgl. Oberversicherungsamtes zu Bautzen wurde

eine Satzungsänderung beschlossen. Nach dieser

erhält der § 14 der Verbandssatzung folgende

Fassung: Bei Auflösung des Verbandes ist nach

heckung aller Verbindlichkeiten a) die Summe

der Geschäftsanteile den Verbandskassen je nach

Höhe ihrer Einzahlung zinslos zurückzuerstatten;

b) über die Verwendung des freien Vermögens
vom Verbandsausschuß zu beschließen. Dagegen
ist c) das Stammvermögen I dem Bezirksverband

der Amtshauptmannschaft Zittau unter der Be¬

dingung zu überweisen, es zu gemeinnützigen,
dem bisherigen möglichst gleichen Zwecke und

zugunsten der Bewohner der amtshauptmann-
schaftlichen und städtischen Bezirke Zittau und

Löbau zu verwenden; d) das Stammvermögen II

den Verbandskassen, die bereits am 1. Januar

1913 Mitglieder waren und freiwillige Spenden
geleistet haben, mit der Maßgabe zu überweisen,

daß diese Kassen gemeinschaftlich durch ihre

Vertreter im Verbandsausschuß über die Verwen¬

dung Bestimmung zu treffen haben. Die Ver¬

pflegungssätze für das Jahr 1916 wurden auf2.50 Mk.

pro Tag für Mitglieder und 3,50 Mk. für Nicht-

verbandsmitglieder festgesetzt, erfahren also eine

Erhöhung von 25 Pf. Die Bäderpreise stellen

sich auf 30 Pf. für Fichtennadelbäder, 40 Pf. für

Kohlensäurebäder, 50 Pf. für Vierzellen-Bäder.

Der Voranschlag für das Jahr 1916, der auf

Grundlage der Ergebnisse des Vorjahres auf¬

gestellt^ ist, bilanziert in Einnahme und Ausgabe
mit 82702,93 Mk. und wurde einstimmig gebilligt.
Im Anschluß hieran gibt Herr Burkholdt Kenntnis

davon, daß der Vorstand für die Sommermonate

das Genesungsheim für die Verbandszwecke wieder

freimachen will. Wenn aber in der Beschaffung
von Lebensmitteln kein Wandel eintritt, so sei

es fraglich, ob den Pfleglingen das geboten werden

kann, was die Verwaltung ihnen bisher zu bieten

vermochte. Wenn früher z. B. täglich 80 Liter

Milch, die einen wesentlichen Heilfaktor bildet,

verbraucht wurden, so stehen gegenwärtig nur

ungefähr S Liter zur Verfügung. Der Vorsitzende

bittet, dem Vorstand die Vollmacht zu geben,
eventuell von der Belegung durch die Kassen

mitglieder bis auf weiteres abzusehen, und ver¬

sichert, daß der Vorstand nach bestem Wisset:

und Gewissen handeln werde. Der Ausschuß be¬

kundete einstimmig sein Einverständnis.

Zum Schluß machte Herr Burkholdt Mitteiluno

über vorzunehmende bauliche Veränderungen im

.Genesungsheim", u. a. soll auch in diesem ein

lacht- und Luftbad errichtet werden. Die Mittel
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.ollen aus den bereitgestellten Rücklagen für

diese Zwecke entnommen werden. Eine Anregung
der Allgemeinen Ortskrankenkasse Löbau zur

Beschaffung je eines Musikinstrumentes für die

beiden Verbandsheime wurde zur Kenntnis ge¬

bracht. Hierauf wurde die Sitzung, die die*

Anwesenheit von 105 Vertretern mit zusammen

177 Stimmen aufwies, geschlossen.

Kl. Die Wiedereinführung der Kranken¬

versicherung der Hausgewerbetreibenden im

Königreich Sachsen. Das Notgesetz vom 4. August
1914, betreffend die Leistungsfähigkeit der Kranken-
issen, das sofort die Krankenversicherung der

Hausgewerbetreibenden aufhob, hat besonders für

«las Königreich Sachsen nachteilige Wirkungen
gehabt Ist doch gerade in diesem die Zahl

der Hausgewerbetreibenden eine außerordentlich

große. Man denke nur an die in einigen Gegenden
noch umfangreiche Hausweberei, an die Decken-

knüpferei und andere Zweige der Textilindustrie,
an die Musikinstrumenten-und Spielwarenindustrie,
die hausgewerbliche Herstellung künstlicher

Blumen usw. Trotz alledem ist von der in dem

Notgesetz gegebenen Möglichkeit, die Versiche¬

rungspflicht der Hausgewerbetreibenden durch

Ortsstatut wieder einzuführen, nur verhältnis¬

mäßig wenig Gebrauch gemacht worden.

Um die Wiedereinführung der Krankenver¬

sicherung der Hausgewerbetreibenden im ganzen
Lande zu fördern, hat die Freie Vereinigung
sächsischer Ortskrankenkassen beschlossen, in

mehreren Orten Konferenzen von Kassenvertretern

abzuhalten. Ähnlich wie in den Bezirken anderer

Oberver Sicherungsämter fand auch für den Bereich

dei I U)erversieherungsamts Chemnitz, und zwar

im 29. Januar 1915, eine solche Versammlung der

Vorstünde dor In diesem Bezirk gelegenen Kranken¬
kassen statt. Sie wurde im Auftrage des Unter¬

verbandes der sächsischen Ortskrankenkassen

vom Landtagsabgeordneten Fräßdorf geleitet.
Der Verbandsdirektor Frenzel-Dresden hatte das

Referat übernommen und besprach das vorn Haupt¬
verband dn Ortskrankenkassen ausgearbeitete
Musterstatut Dieses regele die Angelegenheit
besser als die Reichsversicherungsordnung. Die

jetzt eingeführten Ortsstatute könnten auch nach

Kriegsbeendigung weiter beibehalten werden, so

daß die Vorteile gegenüber der gesetzlichen
Regelung dauernde sind. Auch die Gemeinde¬

armenverbände würden durch die Einrichtung
entlastet« weshalb sie eigentlich die Sache fördern

Mitten. Allerdings müßte der Entwurf in ein¬

zelnen Punkten den örtlichen Verhältnissen an¬

gepaßt werden. In der Aussprache betonte Fräß¬

dorf, die Frage dürfe nicht vom Standpunkt des

Kassenmenschen, sordern von dem des Sozial-

politikers aus behandelt werden. Es sei auch

l Übel, immer nur darauf zu sehen, mit den

glichst niedrigen Beiträgen auszukommen.

Unter den heutigen Verhältnissen könne mit

diesen nun einmal nichts mehr geleistet werden.

Konferenz war mit dem Entwurf einver¬

standen. Es soll überall seine Einführung an¬

gestrebt werden. An der Zusammenkunft nahmen

auch einige Vertreter von Behörden, wie das Ober-

versicherungsamt usw. teil.

(iesamtverband Deutscher Krankenkassen.

Gründung eines Landesverbandes für die

Kheinprovinz und das Fürstentum Birkenfeld als

nterverband im (iesamtverband Deutscher

Krankenkassen erfolgte am 19. März in Köln a. Rh.

in einer stark besuchten Versammlung von Ver¬

tretern der angeschloasenen Krankenkassen Der

ji» : ungspräsident von Köln sowie die Stadt¬

verwaltung Köln waren vertreten. Der Leiter

der Versammlung, Königs (Achen), teilte mit,

daß die in Frage kommenden Krankenkassen zur¬

zeit etwa eine halbe Million Mitglieder haben. Im

ersten Vortrag verbreitete sich Landesrat Prof

Dr. Schmittmann (Düsseldorf) über die Aufgaben
der Krankenkassen. Nach kurzer Aussprache
wurde folgender vom Redner empfohlener Be¬

schlußentwurf einstimmig angenommen:
„Die Delegierten von mehr als 100 rheinischen

Krankenkassen stimmen den Ausführungen des

Referenten Prof. Dr. Schmittmann zu; sie fordern

die Krankenkassen auf: 1. der allgemeinen Ge¬

sundheitspflege ihre größte Aufmerksamkeit zu¬

zuwenden, insbesondere Gesundheitspflegeorgani¬
sationen in Gemeinschaft mit Gemeinden, Kreisen

usw. ins Leben zu rufen und sie durch Mitarbeit

und geldliche Zuwendungen zu unterstützen;

2. das Heilverfahren der Landesversicherungs¬
anstalten den Mitgliedern und rückkehrenden

Kriegsteilnehmern in weitgehendstem Maße nutz¬

bar zu machen und dabei für möglichst frühzeitige
Stellung und gründliche Vorbereitung der Anträge
Sorge zu tragen.

„Die Versammlung sieht es als eine selbst¬

verständliche Pflicht der Krankenkassen an, den

rückkehrenden Kriegern nach Kräften zu helfen

und sie zur Wiedereingliederung in das Wirt¬

schaftsleben zu ertüchtigen. Sie verkennt dabei

aber nicht, daß aus der Sorge für die Kriegs¬
beschädigten den Krankenkassen große finanzielle

Lasten erwachsen. Die Versammlung erwartet

daher zuversichtlich, daß den Krankenkassen nach

dem Kriege aus Reichsmitteln Zuschüsse gewährt
werden, damit sie auch in den Stand gesetzt

werden, ihre Leistungen auszubauen, insbesondere*

weitgehendste Wochen- und Familienfürsorge
einzurichten.44

Reichstagsabgeordneter Joh. Becker schilderte

die Zwecke und Ziele der Krankenkassenvereini¬

gungen ; zu einem solchen Landesverband für

die Rheinprovinz und das Fürstentum Birkenfeld

sollten jetzt die rheinischen Krankenkassen zu¬

sammengeschlossen werden, von denen bereits

82 dem Gesamtverband Deutscher Krankenkassen

(Sitz Essen-Ruhr) angehören.
Hierauf wurde die Gründung des Landes¬

verbandes beschlossen und der Satzungsentwurf
beraten; als Name des Landesverbandes

wurde Provinzialverband Rheinprovinz deutscher

Krankenkassen bestimmt. In den Vorstand

wurden je vier Vertreter der Arbeitgeber und

Arbeitnehmer, sowie zwei Beamte gewählt. Sitz

des Provinzialverbandes ist Aachen.

Ober die Postkrankenkassen brachte das

Reichspostamt in Nr. 92 seines vorjährigen Amts¬

blattes folgende Angaben: Die Kassen gehen
insofern über die Anforderungen der reichsgesetz¬
lichen Versicherung hinaus, als sie auch freiwillige
Mitglieder aufnehmen, Hausgeld an Angehörige
von Mitgliedern gewähren und die Krankenhilfe

bei 22 von insgesamt 41 Postkrankenkassen

nicht nur auf 2b, sondern auf 39 Wochen sus¬

gedehnt wird Das Krankengeld war bei 22 Kassen

auf -

i, bei 18 auf die Hälfte und bei einer Kasse

auf 3
4 des Grundlohnes (Diensteinkommens oder

Arbeitsverdienstes bis 6 Mk für den Arbeitstag)

festgesetzt. Das Sterbegeld betrug bei 17 Kasser:

den 20fachen, bei 15 den 30 fachen, bei 9 den

40fachen Betrag des Grundlohns. Von 27 Kassen

wurden mindestens 50 Mk. gezahlt. Der Kassen -

beitrag belief sich bei den freiwillig beigetretenen
Mitgliedern auf durchschnittlich 2,3 v. H. des Grund¬

lohns; bei den übrigen Mitgliedern bezifferte sich
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Gesamtbeitrag der Mitglieder und der Post-

ise auf durchschnittlich 3,91 \. H. des Grund-

lohns. Die Zahl der Mitglieder betrug am Schlüsse

des Jahres 1914 123599. Die Einnahmen beliefen

sich im Jahre 1914 auf 2354 584 Mk., die Aus¬

ben auf 1 803 243 Mk. Die Rücklagen sämtlicher

II Postkrankenkassen betrugen am Schlüsse des

Jahrei 1914 1 512 198 Mk

Der Verband der Betriebskrankenkassen in

der Schweiz. Dieser Verband hat vor einiger
Zeil seinen 29. Jahresbericht das Jahr 1914 um-

nd, herausgegeben. Er bestand am 31. De-

nberaui ?
• Sektionen mit 35711 Mitglidern und

rzeichnet trotz der Zunahme der Sektionszahl

emen Rückgang von 2613 Mitgliedern. Er hat

also unter dem Einfluß der Kriegsereignisse be¬

traf htich gelitten« Grofl ist der Mitgliederwechsel
in die K ri stets. Es stehen 10313 Ein¬

tritten 13659 Austritte gegenüber.
Die Zahl der Krankheitsfidle betragt 19515,

dn- der zirka 8800 arbeitsfähigen Patienten ein¬

gerechnet Die Zahl der Krankentage ist 271637;
trifft im Durchschnitt auf eine Krankheit

21.2 rage, auf ein Mitglied 7,";.

Die Ausgaben an Krankengeld betrugen
888967 Fr., für Krankenpflege aller \rt 37K;>ol Fr.

und an Sterbebeiträgen 24485 Fr. Der Verband

leistete ;iKu an Uli terstützung in den letzten

Jahren rund eine Million und einhunderttausend

Pranken. Oewifi ein schöner Beweis dafür, daß

Eintracht auch die Schwachen stark macht. Das

Erträgnis der Jahresbeiträge belauft sich auf

1063900 Fr. Immerhin zeigen diese Zahlen die

Bedeutung der Betriebsk ranken kassen in der

Schweiz, wenn sich ihre Gesamtleistungen auch

nicht mit denen in Deutachland messen können
•

I ine dritte größere Konferenz zur Be¬

kämpfung der (ieschlcditskrankheiten fand am

5. Januar d. J. im Reichsversicherungsamt in

Berlin statt. Eingeladen und vertreten waren

die großen Krankenkassenverbände, ferner die

Zentralkorperschaften der verschiedenen Gewerk-

schattsnchtungen im Reiche und außerdem eine

Reihe diverser Verbände der Privatangestellten
u. a. m Anwesend war auch der Präsident des

Reichsversieherungsamts, Herr Kaufmann.

Professor Dr. Blaschko, Geschäftsführer der

Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Ge-

M hleehtskrankneitcn eröffnete die Verhandlungen.
Den Plan der Landesversicherungsanstalten,

die aus dem Kriege heimkehrenden venerisch

erkrankten Kriegsteilnehmer einer zweckmäßigen
ärztlichen PürSOTffC zuzuführen, als bekannt vor-

snssetsend, bezeichnete Professor Dr. Blaschko

als Aufgabe der Beratungen, zu erörtern, in

weicher Weise die großen Berufsverbände und

die Krankenkassen die Aktion der Landes-

.ersicherungsan stalten unterstützen können«
1). Aktion kann nicht gut vor sich gehen,
wenn sie nicht von dem Verständnis der breiten

Masse getragen wird. Dazu bedürfen wir ein¬

mal der- Mitwirkung der Tagespre i dann aber
cheint es zweckmäßig, sich an die von der

breiten Masse selbst geschaffenen Organisationen
und an die Krankenkassen zu wenden. In erster

Linie handelt sich um die Aufklarung der

Masse ind Über die nächstliegende Aufgabe: Die

Übernahme der aus dem Kriege heimkehrenden

chlechtskranken, weiterhin aber auch um die

Aufklärung der Bevölkerung über- die Wichtigkeit
des gesamten Kampfes gegen die Geschlechts¬
krankheiten Überhaupt. Aufzuklaren sind nicht
nur die M;e-'ii selbst, sondern auch die An¬

teilen de. Verbände und Kassen, die überall

als Mittler zwischen der Bevölkerung und den

großen Organisationen wirken. Die Deutsche Ge¬

sellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬

heiten hat durch das gesprochene Wort, das ge¬

druckte Wort, durch Bilder und anderes An-

• ^chauungsmaterial die Aufklärungsarbeit in großem
Tmfange betrieben. Neben den Vereinsmittei¬

lungen verfügt die Gesellschaft über eine Reihe

von Elugschriften, Merkblättern und Lichtbildern

die sich vortrefflich zur Aufklärung eignen. Den

Aufklärungszwecken dient ferner unsere Wander¬

ausstellung, die schon durch fast alle größeren
Städte Deutschlands gekommen ist, sowie das

Theater, zum Beispiel durch die Aufführung des

Stückes „Die Schiffbrüchigen44. Neuerdings ist

geplant, auch das Kino in den Dienst der Be¬

wegung zu stellen. Redner empfiehlt außer dem

bisher verwandten Material die Herausgabe einer

Zeitungskorrespondenz, von der er ein Probe¬

exemplar vorlegt. Die Korrespondenz soll an die

Tagespresse und Fachpresse verschickt werden.

Es wird notwendig sein, daß die Deutsche Ge¬

sellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬

heiten die Adressen derjenigen Organisationen
und Zeitschriften der Verbände und Kranken¬

kassen bekommt, an die diese Korrespondenz zu

versenden ist.

Was die Korrespondenz betrifft, so muß die

Deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung der üe-

schlechtskrankeiten alle einschlägigen Adressen

kennen. Die Verbände und Organisationen könnten

die Mitgliedschaft erwerben und der Deutschen

Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechts¬

krankheiten dadurch den Rücken stärken. Diese

hat immer große Schwierigkeiten, in Mittelstädten

die geeigneten Organisationen zu finden, um ihre

Ideen zu propagieren. An Vortragenden fehlt

es fast niemals, aber an den Organisationen,
welche die große Masse für unsere Bewegung
erwärmen. Die Leiter der Organisationen sollten

das Interesse auf die Wichtigkeit dieser Dinge
lenken oder es sollten der Deutschen Gesellschaft

zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten die

Adressen gesandt werden, an die sie sich wenden

kann. Die stattgefundene Aussprache ergab im

wesentlichen die Zustimmung der Anwesenden

zu den gezeigten Richtlinien und Rahmen. Ins¬

besondere soll auch durch Abhaltung geeigneter
öffentlicher Tagungen und Konferenzen sowie

durch Veranstaltung örtlicher Versammlungen
aufklärend gewirkt und das Interesse der Be¬

völkerung für die beregten Fragen geweckt
werden.

Nach alledem erscheint auch diese Tagung
berufen, einen wirksamen Schritt getan zu haben,
zur Bekämpfung einer der schädlichsten Volks¬

seuchen. Die Krankenkassen vor allem haben

das größte Interesse daran, ihre Mitwirkung für

die geplanten Arbeiten nicht zu versagen, viel¬

mehr mit allen Kräften und Mitteln sich hieran

zu beteiligen.

Zeichnungen zur Kriegsanleihe.
Die Allgemeine Ortskrankenkassen Straßburg-

Stadt hat sich an der vierten Kriegsanleihe mit

150000 Mk, beteiligt. An den drei ersten Kriegs¬
anleihen hat dieselbe insgesamt 250 000 Mk. ge¬
zeichnet, so daß die Kasse nunmehr zusammen

mit 400 000 Mk. an den Kriegsanleihen beteiligt ist.

Der Vorstand der Allgemeinen Ortskranken¬
kasse Sonneberg hat beschlossen, sich an der vierten
Kriegsanleihe mit 70 000 Mk. zu beteiligen. Da

bei den früheren Kriegsanleihen von der Kasse
30000 Mk. gezeichnet worden sind, so erhöht sich
der Zeichnungsbetrag auf 100 000 Mk.

GGG
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Rechtsprechung.
Freiwillige Mitgliedschaft der Ersatzkassen-

niitglieder gemäß $ 313 RVA. beim Ausscheiden

aus der versicherungspflichtigen Beschäftigung.
(Entsch. des Oberversicherungsamts, Hamburg
.nm 21. Eebruar 1916.)

Aus den Gründen: Die Beschwerde ist durchaus

unbegründet. In zutreffender Weise hat bereits

dal Versicherungsamt aus den Bestimmungen des

g IIS RVO. In Verbindung mit § 517 RVO. dar-

legt, daß diejenigen Mitglieder einer Zwangs¬
kasse, die nach § 517 RVO als Mitglieder einer

Krsatzkasse den Antrag auf Ruhen ihrer Rechte

und Pflichten bei der Zwangskasse gestellt haben,

gleichwohl nach der RVO. versichert sind. Es

nag dahingestellt bleiben, ob diese Auffassung
bis zu der kürzlich abgegebenen Entscheidung

Reichsversicherungsamtes die herrschende

\nsicht gewesen ist oder nicht. Nachdem sich

her das Reichsversicherungsamt in der ange¬

zogenen Entscheidung 20%, 31. Jahrgang, Nr. 9

der „Amtlichen Nachrichten44 für die Bejahung

t
der unter den Parteien streitigen Erage aus¬

gesprochen hat, kann es durchaus keinem Be¬

denken unterliegen, der Rechtsprechung des

Keirhsversicherungsamtes zu folgen, zumal sie,
wie bereits das Versicherungsamt dargelegt hat,
dei Tendenz der RVO. entspricht und deshalb

der gegenseitigen Auffassung vorzuziehen ist.

Bl mag zugegeben werden, daß infolge der nicht

beabsichtigten Handhabung dieser Bestimmungen
die Ersatzkassen es in der Hand haben, das

Risiko durch Ausscheiden ihrer Mitglieder im

Kriegsfalle auf die Pflichtkrankenknssen abzu¬

wälzen, was zu Unzuträglichkeiten für die Zwangs¬
kassen führen kann. Aber diese :ein praktische
Erwägung kann niemab dazu führen, die richtige
Interpretation des Gesetzes zu beeinflussen. Ist

also ein Mitglied der Zwangskasse gleichzeitig Mit¬

glied einer Ersatzkasse gewesen und haben

während der Zeit seiner' Mitgliedschaft seine

Rechte und Pflichten bei der Zwangskasse geruht,
s«' Sind gleichwohl diese Mitglieder als auf (irund

der RVO. versichert zu betrachten. Ist also dem¬

nach die Voraussetzung des § 313 der RVO« an

sich hier gegeben, so fragt es sich nur* noch, ob

die Bestimmung des | 815, Abs. 1, die das Recht

der Weiterversicherung beim Ausscheiden aus

der versicherungsptuehtigen Beschäftigung zum

Inhalt hat, hier Anwendung zu finden hat. Diese

Trage muß bejaht werden, denn beim Ausscheiden

eis der versicherungspflichtigen Beschäftigung
treten, da die Rechte des versicherten Mitgliedes

gen die Ersatzkasse in diesem Falle aufhören,
o ipso die Rechte gegen die Zwangskasse wieder

in Kraft. Denn, wie das Reichsversicherungsamt
ausgeführt hat, hat eine latente oder ruhende Mit¬

gliedschaft des bei der Ersatzkasse versicherten

Mitgliedes auch bei seiner Pflichtkrankenkasse

ihrend der ganzen Zeit des Ruhens der Rechte

und Pflichten fortbestanden, das ergibt sich aus

r Tatsache der Weiterzahlung der Beitrags¬
anteile durch die Arbcutgeber, wie aus der ganzen
Konstruktion des § 517 RVO. folgt. Der Ausdruck

Ruhen der Rechte und Pflichten44 bedeutet eben

nur, daß die Rechte und Pflichten als tatsächlicher

Xusfluß der Mitgliedschaft ruhen, daß das Mit¬

gliedsrecht aber unverändert fortbesteht. Erlischt

entweder durch Zurücknahme des Antrages auf

Ruhen der Rechte und Pflichten oder durch Aus¬

heiden aus der versicherungspflichtigen Be-

schäftigung das Verhältnis zur Ersatzkasse, so tritt

automatisch das Wirksamwerden der bestehenden

Mitgliedschaft der Zwangskasse wieder* in Kraft.

In diesem Falle muß also das Mitglied nach § 313

RVO. sein Wahlrecht ausüben.

Die Beschwerdeführerin hat die Entscheidung
des Reichsversicherungsamtes offenbar nicht ver¬

standen. Das Reichsversicherungsamt erkennt

nicht, wie Beschwerdeführerin schreibt, daß eine

bloße formelle Mitgliedschaft eine Versicherungs¬
pflicht auf Grund der Reichsversicherungsordnung
nicht begründet, sondern sagt genau das Gegenteil.
Das Reichsversicherungsamt sagt, die bloße for¬

melle Mitgliedschaft wäre nicht geeignet, ein

Versichertsein zu begründen. Es referiert also

lediglich die von ihm nicht adoptierte .Ansicht,

während, wie in den späteren Sätzen näher be¬

gründet wird, gerade die in indirekter Redt» an¬

geführte Meinung verworfen wird. Ebenso un¬

richtig sind die weiteren Ausführungen der Kasse,

p. W. habe beim Ausscheiden aus der versicherungs¬
pflichtigen Beschäftigung seinen Antrag auf Ruhen

der Rechte und Pflichten nicht zurückgezogen,
sie übersieht, daß es zwei verschiedene Fälle

gibt, erstens die Zurückziehung des Antrages auf

Ruhen der Rechte und Pflichten, ein Fall, der

hier nicht vorliegt, der zweite Fall ist aber der

Fall des Ausscheidens aus der versicherungs¬
pflichtigen Tätigkeit, der natürlich ebenso wie

die andere Möglichkeit das Verhältnis des Klägers
zur Ersatzkasse löst. Wie aber bereits dargelegt,
war der Kläger beim Ausscheiden aus der Be¬

schäftigung und bei Auflösung seiner Mitglied¬
schaft bei der Krsatzkasse noch als Mitglied der

Zwangskasse zu betrachten gewesen und hatte

deshalb im Augenblick seines Ausscheidens aus

der Zwangskasse das Wahlrecht nach f 313 RVO.

Daß die übrigen Voraussetzungen des I 313 ins¬

besondere die fristgemäße Anzeige vorliegen, ist

erwiesen und braucht nicht mehr erörtert zu

werden. Bei dieser Sachlage war, wie im Tenor

geschehen, zu erkennen.

Diese Entscheidung ist nach § 4o5, Abs. 2

RVO. endgültig.

Oh- Bei Zwillingsgeburten ist doppeltes
Stillgeld zu zahlen. Urteil des Zweiten Revi¬

sionsenats des Reichsversicherungsamts, Abteilung
für Kranken-, Invaliden- und Hinterbliebenen¬

versicherung, vom 30. November 1915 (Akten¬

zeichen: IIa K. 223 15 2).
Tatbestand: Die Klägerin hat am 26. März 1915

Zwillinge geboren. Da ihr Ehemann im Felde

steht, hat sie einen Anspruch auf die Kriegs¬
wochenhilfe nach der Bekanntmachung des Reichs¬

kanzlers vom 3. Dezember 1914 (Reichs-Gesetz¬

blatt S. 492). Sie hat auch von der beklagten
Ortskrankenkasse auf Grund dieser Bekannt¬

machung das Wochengeld und Stillgeld erhalten.

Sie beantragt die Gewährung des doppelten Still¬

geldes, da dieses für jeden Säugling zu gewahren
sei. Die Ortskrankenkasse hat die Gewährung
des doppelten Stillgeldes abgelehnt, weil die

Wochenhilfe ohne Rücksicht auf die Zahl der ge¬
borenen Kinder nur" einmal zu entrichten sei.

Das Versicherungsamt zu H. hat sich, dieser Auf¬

fassung angeschlossen und die Klägerin mit dem

erhobenen Anspruch abgewiesen. Auf die gegen
diese Entscheidung (ungelegte Berufung hat das

Oberversicherungsamt B. (Spruchkammer) die

Sache zur grundsätzlichen Entscheidung gemäß
§ 1693 RVO. an das Reichsversicherunesamt ab-
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geben. Es erachtet den Anspruch auf Gewahrung

.iev doppelten Stillgeldes für berechtigt.
i.ntsdteidungsgrände: Der Abgabe der Sache

an das Reichsversicherungsamt stehen Bedenken

Dkht entgegen (zu vergl. Entscheidung 2072, Amtl.

Nachr. des RVA. 1915, S G38). Nach $ 3 Nr 4 der

Bekanntmachung vom 4. Dezember 1914 ist den

Wöchnerinnen, solange sie ihre Neugeborenen
tilbn. ein Stillgeld zu gewähren. Dieser Wort¬

laut 1101 es zunächst zweifelhaft erscheinen, ob

bei Zwillingsgeburten ein doppeltes Stillgel zu

zahlen ist. Dagegen sagt die anläßlich der Kt.gs-

wochenhilfe herausgegebene Denkschrift über die

.oraussicht liehen Kosten einer Fürsorge für

Wöchnerinnen, deren Ehemänner im Felde stehen:

Die Leistung soll betragen ....
4. Gewährung

eines Stillgeldes für jedes Kind ..."

Hiernach spricht einmal schon dieser Wortlaut

dafür, daß der Gesetzgeber, soweit die Kriegs¬
wochenhilfe in Frage kommt, ein Stillgeld „für

jedes Kittd", bei Zwillingen also die doppelte
Hohe gewahren wollte. Zu dem gleichen Ergebnis

gelangt man, wenn man den Zweck der Gewahrung
des Stillgeldes, wie er in der Begründung zu

I 200 RVO. angegeben ist, ins Auge faßt. In der

Begründung zu § 213 des Entwurfs (S. 1.59) wird

in dieser Hinsicht ausgeführt, daß die neue Vor¬

schrift Krankenkassen, die sich in günstiger Ver¬

mögenslage befinden, die vielfach erwünschte

Möglichkeit gewährt, „sich auf dem wichtigen
Gebiete der Säuglingsfürsorge in zweckmäßiger
Weise zu betätigen44. In der Säuglingsfürsorge
i»t aber die zweckmäßige und ausreichende Er¬

nährung des Säuglings von besonderer Wichtig¬
keit. Das Stillgeld insbesondere soll die Mutter

durch geeignete eigene Ernährungsweise in den

Stand setzen, den Säugling selbst zu stillen, da

die Muttermilch anerkanntermaßen die beste Er¬

nährung für den Säugling ist. Bei Mehrlings¬
geburten wird zur Erzwingung einer möglichst
großen Milchmenge eine besonders reichhaltige
und zweckentsprechende Krnährung der Mutter

erforderlich sein. Häufig wird aber die eigene
Milch trotzdem nicht ausreichen. Alsdann wird

die Zuführung einer ergänzenden anderweitigen
guten Säuglingsnahrung notwendig sein. Es

entspricht demnach auch dem Wesen und Zweck

der Sauglingsfürsorge, daß in solchem Falle das

Stillgeld entsprechend der Anzahl der Säuglinge
erhöht wird. Demgegenüber kann der Wortlaut

dM $200 RVO., wonach die Satzung ein Stillgeld
bis zur Höhe des halben Krankengeldes zubilligen
kann, nicht ausschlaggebend in Betracht kommen.

Auch läßt sich nicht entgegenhalten, daß bei

doppelter Gewährung des Stillgeldes möglicher¬
weise eine zu starke Belastung der Krankenkassen

eintreten konnte. Denn abgesehen von der ver¬

hältnismäßigen Seltenheit von Zwillingsgeburten
ha' es die Kasse in der Hand, da es sich um

eine Mehrleistung handelt, durch eine ausdrück¬

liche Bestimmung der Satzung, die Gewährung
doppelten Stillgeldes bei Zwillingsgeburten aus¬

zuschließen. Die gleichen auf die Hebung der

Sauglingsfürsorge absielenden Erwägungen gelten
aber auch für das Stillgeld der Kriegswochenhilfe.
Denn es ist davon auszugehen, daß sich die

¦istungen der Kriegswochenhilfe eng an die

fistungen der Wochenhilfe nach der Reichsver¬

sicherungsordnung anleimen, da sie dieser nach¬
gebildet sind. Dies hat das Reichsversicherungs-
amt hinsichtlich der Dauer des Kriegswocbengeldes

reits in der Entscheidung 2106 (Amtl. Nadir,
des RVA. 1915, S. 757) ausgesprochen. Das Gleiche
muß auch für das Stillgeld gelten, nur daß die^e-

nach der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1914

in jedem Falle gewährt werden muß, während in

der Reichsversicherungsordnung die Gewährung
eines Stillgeldes als Mehrleistung durch die

Satzung der Krankenkasse angesehen werden

kann. Hinsichtlich des Ergebnisses bestehen um

so weniger Bedenken, als einmal eine wohl¬

wollende Auslegung der Kriegswochenhilfevor-
schriften dem offenbaren Willen der Gesetzgeber
entspricht und außerdem aus der bereits er¬

wähnten Denkschrift zu der Bekanntmachung
hervorgeht, daß bei der rechnerischen Ermitte¬

lung der voraussichtlich erwachsenden Kosten der

Stillgelder offenbar für jeden Säugling die Ge¬

währung eines Stillgeldes in Ansatz gebracht
worden ist. Denn es ist die Zahl der Geburten

unter Hervorhebung der Mehrlingsgeburten mit

dem für das Stillgeld in Betracht kommenden

Betrage vervielfacht worden, um die Höhe der

voraussichtlich erforderlich werdenden Aufwen¬

dungen zu ermitteln. Auch in der Literatur wird

der Standpunkt, daß bei Zwillingsgeburten ein

doppeltes Stillgeld zu zahlen sei, überwiegend
geteilt (zu vergl. Hoffmann, Betriebskranken¬

kasse 1915, S. 148, Arbeiterversorgung 1915,
S. 503,692, Krause, Kriegswochenhilfe Band I, S. 47,
und Betriebskrankenkasse, S. 91).

Die Entscheidung des Versicherungsamtes war

daher aufzuheben und die beklagte Krankenkasse

zur Zahlung des doppelten Stillgeldes zu ver¬

urteilen.

KI. Kann dem Versicherten eine „Schuld"

im Sinne des § 823 BGB. treffen« wenn er dem

Unternehmer von der Aufhebung des Arbeits¬

verhältnisses nicht rechtzeitig Kenntnis gibt?
Diese für die Durchführung der Krankenver¬

sicherung lehr wichtige Frage* hat in einem

Zivilprozeß das Amtsgericht Halle, Abteilung 4,
durch Urteil vom 22. September 1915 verneint.

Der Steinsetzer K. trat am 12. März 1915 bei dem

Steinsetzmoister S. in Arbeit und wurde bei der

zuständigen Ortskrankenkasse [angemeldet. Am

15. März fühlte sich K. krank und blieb von der

Arbeit weg. Da er dem Arbeitgeber seine In¬

validenkarte noch nicht gegeben hatte, betrachtete

K. nach einigen Tagen sein Arbeitsverhältnis

als aufgelöst, suchte sich andere Arbeit und

wurde Mitglied einer anderen Kasse. Der Unter¬

nehme!- S. will nun in dem Glauben gewesen
sein, K. habe sich erwerbsunfähig krank ge¬

meldet, weshalb er ihn bei der Ortskrankenkasse

nicht abmeldete. Nachdem er aber sechs Wochen

später in Erfahrung brachte, das K. ein anderes

Arbeitsverhältnis eingegangen war*, meldete er

ihn bei der Kasse ab. Doch mußte er nun für

die sechs Wochen die» Beitrüge nachzahlen.

S. klagte nun durch .Justizrat C. gegen K.

auf Grund drs g 823 BOB. auf Ersatz dieser

Kassenbeitrage. Der Unternehmer sei durch das

arglistige und wider Treu und Glauben ver¬

stoßende Verhalten des Arbeiters geschädigt
worden. Da er die Beiträge für die von ihm

beschäftigten Versicherten erst gegen Ende des

Monats für den voraufgegangenen Monat an die

Kassenstelle bezahle, habe er* nicht ersehen können,

ob K. sich erwerbsunfähig gemeldet habe. Der
Vertreter des Beklagten zweifelte zunächst die

Zuständigkeit des Amtsgerichts an, da nach §405
KVo. bei Streitigkeiten über die Krankenkassen-

beitrage das Versicherungsamt und das Oberver-
sicherungsamt entscheide. Letzteres endgültig.
Das Gericht hielt sich jedoch für zuständig und
trat in dir Verhandlung ein. Nunmehr machte der
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l rieter des Beklagten geltend, daß der1823BGB.
überhaupt nicht in Frage komme, denn es handele

steh nicht um die fahrlässige und widerrechtliche

Verletzung eines Rechts oder des Eigentums des

Klagers* Wolle man Ersatzansprüche stellen, so

komme nur der § 826 BGB. in Präge. Es fehle

iber auch hier jeder Beweis, daß der Beklagte
dem Kläger vorsätzlich Schaden zugefügt habe«

|),i der Versicherte nichi erwerbsunfähig krank

uewesen sei, habe er keine Pflicht, sich bei der

krank zu melden. Eine Pflicht zu einer

»Ichen Meldung bei dem Arbeitgeber bestehe

ebenfalls nicht. Selbst wenn sie bestünde, sei

sie im vorliegenden Falle nicht verletzt worden,

um den Unternehmer vorsätzlich Schaden zu¬

zufügen. Nur dem Unternehmer allein liegt
ne Meldepflicht nach § 317 RVO. ob und er

habe diese allein verletzt und sich den Schaden

>elbst zugefügt.
I) Bericht schloß sich den Ausfuhrungen

> Vertreters des Beklagten an und wies die

Klage im vierten Termin ab. Ist auch der Ver¬

sicherte noch zu seinem Recht gekommen, so

altOB wir es doch nicht für richtig, daß sich das

\mtsgericht überhaupt mit der aSache beschäftigte.
i'ur solche Streitigkeiten sind nunmehr unseres

Krachtens nach § 405 RVO. einzig und allein die

Versicherungsbehörden zuständig.

Wi. Unfallversicherung kleiner Haus- und

Ziergärten. Die Gärtnerei-Berufsgenossenschaft
hatte den 15 a 65 qm gn ßen Haus- und Ziergarten
der Deutschen Bank, Zweigstelle N, mit Rücksicht

darauf, daß in demselben zeitweise der Haus¬

diener der Bank mit der Gartenpflege beschäftigt
wurde, zur Unfallversicherung herangezogen.
Auf Beschwerde der Bank wurde der Veranlagungs¬
bescheid von dem zuständigen Oberversicherungs-
amte aufgehoben, weil es sich um einen kleinen

Haus- und Ziergarten handele, der nicht mit

besonderem Personal bearbeitet werde und deshalb

gemäß § 917 Abs. 2 RVO. versicherungsfrei sei.

Die Beschwerde der Gärtnerei-Berufsgenossen-
schaft hat das Reichsversicherungsamt unter dem

14. Februar 1916 mil folgender Begründung
zurückgewiesen: Die Annahme der Gärtnerei-

Berufsgenossenschaft, es genüge für die Versiche-

rungspflicht des Haus und Ziergartens, wenn

Hausangehörige, z. B. Pförtner, Dienstmädchen,
herrschaftliche Diener usw\ die Gartenarbeiten

abführten, trifft nur mit der Einschränkung zu,

daß die Arbeiten regelmäßig ausgeführt werden

und einen erheblichen Umfang haben. Davon

kann aber im vorliegenden FaJle nicht gesprochen
werden; es handelt sich hier um einen kleinen,
15 a 65 qm großen Haus- und Ziergarten, der

cht regelmäßig mit besonderen Arbeitskräften

erheblichem Umfange bewirtschaftet wird und

dessen Erzeugnisse ausschließlich dem eigenen
Haushalte des Leiters der Bank dienen (§ 917

\bs. 2 RVO.). Danach war der angefochtenen
tscheidungi welche die Sach- und Rechtslage

zutreffend würdigt, lediglich beizutreten.

Wi. UnfaH beim Fällen eines Baumes;
Landwirtschaftliche Kerufsgenossenschaft, Holz-

Kerufsgenosseuschaft oder Nahrungsmittel¬
industrie. Berufsgenossenschaft entschädigungs¬
pflichtig? Der- Bäcker und Schankwirt L. hatte

len Holzbestand au:' einem Grundstücke des

Fabrikanten C. in W. angekauft und unter anderen
den verstorbenen Maurer und Tagelöhner K. zum

Holzhauen angeworben Am 3. Januar 1913 wurde

wahrend der Arbeitszeit von den anderen

\iheitern neben gefälltem Holze tot aufgefunden.

Die Beweisaufnahme ergab, daß K. aller Wahr¬

scheinlichkeit nach von dem niederschlagenden
Aste einer kurz vorher gefällten Erle in den

Rücken getroffen war, denn nach ärztlichem Be¬

funde war der vierte Rückenwirbel zerschnitten.

Der von der Witwe des Verstorbenen erhobene

Hinterbliebenenrentenanspruch wurde von der

Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft abge¬
lehnt, weil weder ein landwirtschaftlicher Betriebs¬

unfall in dem Betriebe des Bäckers und Wirts L.

noch des Fabrikanten C. angenommen werden

könne. Das zuständige Oberversicherungsamt kam
zu einer Verurteilung der Landwirtschaftlichen

Berufsgenossenschaft, weil das Holzfällen dem

forstwirtschaftlichen Betriebe des Fabrikanten C.

gedient habe. Das Reichsversicherungsamt hob

jedoch durch Rekursentscheidung vom 18. No¬

vember 1915 die Entscheidung des Oberversiche¬

rungsamtes auf und verurteilte von der bei¬

geladenen Holzberufsgenossenschaft und der

Nahrungsmittelindustrie-Berufsgenossenschaft die

letztere zur Entschädigungspflicht. In der Urteils¬

begründung wird ausgeführt: Das Reichsver¬

sicherungsamt hat die Überzeugung gewonnen,
daß K. am 3. Januar 1913 einem Betriebsunfall

erlegen ist. Er ist innerhalb der Betriebsstätte

während der Arbeitszeit verletzt aufgefunden
worden, und es ist nicht unwahrscheinlich, daß

er von dem gefällten Baume im Sturze getroffen
worden ist. Auch erscheint es glaubhaft, daß K.

den unfallbringenden Gang unternommen hat, um

nachzusehen, welche Bäume am folgenden Tage
gefällt werden sollten; in diesem Falle wäre er

sogar bei einer dem Betriebe seines Arbeitgebers
dienenden Tätigkeit verunglückt. Dies kann aber

dahingestellt bleiben, da Unfälle von Arbeitern,
die sich während der Arbeitszeit auf der Betriebs¬

stätte ereignen, im allgemeinen entschädigungs¬
pflichtig sind, sofern nicht ein die Versicherung
ausschließender Umstand dargetan ist. Es fragt
sich nun, welche Berufsgenossenschaft für die

Folgen des Betriebsunfalles vom 3. Januar 1913

einzutreten hat. Der Verstorbene war als Holz¬

fäller von dem Wirte, Bäcker und Landwirte L.

eingestellt worden. Da das zu fällende Buchen¬

holz zur Feuerung dienen sollte, kam mithin seine

Tätigkeit allen drei Betrieben seines Arbeitgebers
zugute. In erster Linie gereichte sie aber dem

Bäckereibetriebe zum Vorteil, da L. in der Unfall¬

anzeige wie auch bei der Unfalluntersuehung
glaubhaft angibt, daß das Buchenholz überwiegend,
zum Heizen des Backofens bestimmt war. Diese

Angabe wird auch durch das Ergebnis der vom

Reichsversicherungsamte veranlaßten Beweisauf¬

nahme wesentlich unterstützt. Die unfallbringende
Tätigkeit war daher dem bei der Nahrungs¬
mittelindustrie-Berufsgenossenschaft versicherten

Bäckereibetriebe des L. zuzurechnen. Demgemäß
war die letztgenannte Berufsgenossenschaft unter

Aufhebung des angefochtenen Urteils zur Ent¬

schädigung für die Folgen des Unfalles vom

3. Januar 1913 zu verurteilen.

Soziale Chronik.

Reichswochenhilfe. Bis zum 7. März ds. Js.

sind beim Reichsamt des Innern zur Erstattung
28 460 898 Mk. angemeldet worden.

Die Errichtung von Parkstillstuben fordert

die Deutsche Gesellschaft für Mutter- und Kindes¬

recht E. V. (Geschäftsstelle Charlottenburg) in

einer Eingabe an die Magistrate und Stadtver¬

ordnetenversammlungen in Städten mit mehr als

20 000 Einwohnern. Im Interesse einer rationellen
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lugbngspflege und einer Herabdrückung der

lughngssterblichkeil Ist ein Erfolg dieser Be¬

strebungen nur zu wünschen.

r. Reidisversidierungsamt und Radium.

Im Verlaufe der Verhandlungen zwischen dem

Deutsehen Zentralkomitee und dem Reichs vcr-

.dcbeningsam« Isl von dem letzteren der Wunsch

»gesprochen worden, ein Gutachten darüber zu

rhalten, inwieweit es für die Versicherungen
itwendJfl wäre, Radium oder andere Präparate

roa strahlender Energie anzuschaffen. Darauf

u Zentralkomitee ein Gutachten erstattet,

in welcliem die Frage ohne weiteres bejaht wird.

Denn es unterliegt keinem Zweifel, daß die An¬

ndung der radioaktiven Substanzen den Eintritt

vorzeitiger Invalidität unter den Versicherten in

vielen Fallen zu verhüten bezw. hinauszuschieben

imstande ist Es handelt sich jetzt nicht mehr

um den ersten Anfang einer lleilweise, sondern

es kann bd der Behandlung gewisser Krebse mit

Radium oder Mesothorium sicher von Heilerfolgen

gesprochen werden, da hierfür genügende tat¬

sächliche Erfahrungen vorliegen. Auch die Be¬

denken, ob die Versicherungsanstalten es ver¬

antworten könnet)! Kranke einer Behandlung zu¬

zuweisen, durch areiche etwaige bisher nicht vor¬

handene körperliche Schädigungen hervorgerufen
werden können, sind bei der Krebsbehandlung
belanglos, zumal da bei richtiger und vorsichtiger
Anwendung dieses Heilverfahrens die Vermeidung
der Schädigung zu erwarten, ganz abgesehen
davon, daß das bisherige alleinige Verfahren der

Krebsbehandlung, d i. die chirurgische Radikal¬

operation, mit der Möglichkeit nicht geringer kör¬

perlicher .Schädigungen verbunden ist. Anderer¬

seits kann für die Gegenwart auch als feststehend

gelten, daß die alleinige Behandlung mit Röntgen¬
strahlen einen vollkommenen Ersatz der Bestrah¬

lung mit radioaktiven Substanzen nicht bietet,

und daß bei Ausschluß der Anwendung der radio¬

aktiven Substanzen den Versicherten gewisse,
hoch einzuschätzende Vorteile verloren gehen
würden. Dazu kommt, daß in der Tat die An¬

wendung der Bestrahlung mit radioaktiven Sub¬

stanzen im Vergleich zu derjenigen der Röntgen«
bestrahlung eine einfachere und bequemere ist,
Fahrend der Betrieb der Röntgenanwendung
immerhin mit nicht geringen Kosten und größeren
Mühewaltungen verbunden ist. Ein weiterer

Vorteil, den die Bestrahlungsbehandlung im Ver¬

gleich ZU den früheren Verhältnissen darbietet,
beruht darin, daß manche an Inoperablem Krebs

erkrankte Menschen so weit wieder hergestellt
werden können, daß sie bei weitem länger als

früher dem Familienkreis erhalten bleiben, ohne
die Angehörigen durch die mit dem Krebsleiden

verbundenen üblen Zustände zu belästigen (Blu-

tlUtg, Jauchungen, üble Gerüche), daß ferner

gerade durch letzteren Umstand die rberfüllungen
der Kranken- und Siechenhäuser In gewissem
Maße verhütet und dadurch größere Kosten,

weicht» größtenteils den Gemeinden zur Last
fs len, erspart werden kennen.

ßevölkerungspolitik und Geschlechtskrank¬

heiten. Die ungeheure Gefahr, welche dem Be¬

stand der Nation aus «ier großen Verbreitung der

I m chlechtskrankbeiten erwachst, wurde durch

die Zahler., welche Professor Blaschko. der
neralsekretär der Deutschen Gesellschaft zur

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, auf der

jüngsten Tagung der Zentralstelle für Volkswohl¬

fahrt vorbrachte, in erschreckender Weise ver¬

deutlicht. Die eine der beiden Geschlechtskrank¬

heiten, die Gonorrhoe, führt sehr oft zu Erkran¬

kungen der männlichen und weiblichen Keim

drüsen und bedingt so völlige oder teilweise Un¬

fruchtbarkeit Blaschko berechnet, daß^auf jede

gonorrhoische Ehe durchschnittlich der Verlust

von einem Kinde kommt. Nun sind die Geschlechts

krankheiten in den Städten, besonders in den

Großstädten, viel verbreiteter als auf dem Lande

man kann sagen, daß in einer Stadt wie Berlin

50 v. H. der Männer an Gonorrhoe erkranken, so

daß dort auf je 100 Ehen ein Verlust von 50 Kindern

käme. Pur ganz Deutschland wird der durch die

Gonorrhoe verursachte jährliche Ausfall an Ge

hurten auf 160000 bis 200000 geschätzt.
Die Syphilis verursacht auch zu einem ge

wissen Prozentsatz Unfruchtbarkeit, häufiger aber

die Geburt toter oder weniger lebensfähige;
Früchte oder minderwertiger, degenerierter Nach

kommen. Hier wirkt der schädigende Einfluß

weniger auf die Quantität als auf die Qualität der

Nachkommen. Da die städtische und großstädtisch
Bevölkerung einen großen Bruchteil der Gesamt

bevölkerung ausmacht und in diesen Schichten

die Geschlechtskrankheiten besonders verbreitet

sind, ist es offenbar, daß sie nicht nur die Ge

burtenziffer herabsetzen, sondern auch die Zu

sammensetzung des Nachwuchses der Nation in

höchst verderblichem Maße beeinflussen. Nun

wird durch diese Zunahme der Geschlechtskrank¬

heiten während des Krieges und die Verschleppung
dieser Seuchen in die Familien nach dem Krieg
diese Frage zu einer besonders wichtigen uni

dringenden. Staat und Gesellschaft haben hier

ein reiches Feld zur Betätigung.
Wir verweisen diejenigen unserer Leser, die

sich für diese Fragen besonders interessieren,

auf die gemeinnützige Arbeit der Deutschen G»

Seilschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank

heiten, deren Geschäftsstelle Berlin W. 68, Wil

helmstr. 48, auf Wunsch unentgeltliche Plug
Schriften und Drucksachen versendet.

1 Literatur.

I Leitfaden für die Buchführung bei Kranken

und Sterbekassen, sowie bei Pensionskassen

und reinen Sterbekassen von £. Pfaffenberger.
Regierungsrat, und Dr. M. Eisold, Versicherungs
revisor im Kaiserlichen Aufsichtsamte für Privat

Versicherung. Die Herren Herausgeber, denen

infolge ihrer Revisionstätigkeit eine reiche Ei

fahrung zur Seite steht, veröffentlichten im ver

flossenen Jahre diese kurze Anweisung zur Buch

führung auf Grund der unterm 19. Dezember 191

erlassenen Vorschriften des Kaiserlichen Aul
sichtsamts für Privatversicherung über die Rech

nungslegung der Kranken- und Sterbekassen usw.

Der Leitfaden soll in erster Linie ein praktisch» '

Wegweiser zu einer die Aufstellung des vorge
BChrtebenen Rechnungsabschlusses erleichternd»

Buchführung sein. Bei seiner Abfassung ws

der Umstand maßgebend, daß die Geschäfte de

meisten kleineren Kassen von ehrenamtlich tätie;-
Personen der verschiedensten Berufsklassen g<
führt werden. Die Darstellung setzt daher nui

geringe buchhalterische Kenntnisse voraus u

dürfte aus diesem Grunde auch jüngeren Kollege?
eine willkommene Unterweisung in der Buch

führung kleiner Versicherungsinstitute bietet

selbst wenn die letzteren anderen Vorschrift
der Rechnungslegung unterliegen. Das nui

34 Seiten umfassende und daher recht Übersicht
liehe Heft ist bei H. Krüger, Berlin N 4, Chaussee

straße 10, erschienen. Hans Koeppler.
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Beantwortung von Anfragen.

(Für briefliche Auskünfte sind stets 26 Pf. für entstehende Auslagen einzusenden.)

Nach P.

Frage: Mit dem hier ansässigen Zahnarzt L.

ist ein Vertrag geschlossen, mittels dem ihm die

zahnärztliche Versorgung der Mitglieder über¬

tragen worden ist. Für die Pflichtmitglieder hat

die Kasse die Mindestsätze der Gebührenordnung

zu zahlen.

Der Zahnarzt hat seine Leistungen auf das

nach seinem pflichtmäßigen Ermessen zur Krank¬

heitsbeseitigung notwendige Maß zu beschränken.

Auch hatte der Vorstand ausdrücklich bestimmt,

daß, entsprechend dem Ministerialerlaß vom

14. April 1915, Füllungen dem Kassenvorstande

gemeldet und erst nach dessen Zustimmung vor¬

genommen werden sollten. Angedroht wurde,

daß die Bezahlung weiterer Plomben, die ohne

Genehmigung des Kassenvorstandes erfolgt waren,
abgelehnt werden würde. Gleichwohl hat der

Zahnarzt weiter plombiert; Zahlung ist abgelehnt
worden. Daraufhin hat er jetzt Klage vor dem

KonigL Amtsgericht Pg. erhoben. Zu bemerken

ist noch, daß sich der Zahnarzt verpflichtet hat,

im Falle seiner Behinderung einen anderen in

Deutschland approbierten Zahnarzt zum Vertreter

zu bestellen. Der Zahnarzt wurde zu Beginn
des Krieges zur Fahne einberufen. Für Ver¬

hütung hat er nicht gesorgt. Seit Ende November

1914 befindet er sich in D. und hält von da aus

in wöchentlichen Zwischenräumen an den Sonn¬

tagen Sprechstunden nicht nur für Kassen-, son¬

dern allgemein für alle Patienten am Orte ab.

Eine derartige unregelmäßige Behandlung der

Kassenmitglieder liegt nicht im Interesse der

Kasse. Welche rechtlichen Schritte stehen uns

auch nach dieser Richtung zur Verfügung?

Antwort: Der Zahnarzt ist verpflichtet,
Füllungen entsprechend dem Vertrage und Ihren

Anordnungen erst nach Zustimmung des Kassen¬

vorstandes vorzunehmen. Der schwebende Pro¬

zeß dürfte zugunsten der Kasse entschieden

werden. Für die Kasse und den Zahnarzt kommt

rein das gegenseitige Vertragsverhältnis in

Frage. Ist übrigens für Schlichtung von Diffe¬

renzen kein Schiedsgericht vorgesehen? Da der

Zahnarzt seine vertraglichen Verpflichtungen
nicht mehr erfüllt, sondern in D. Sprechstunden
abhält, dürfte aus wichtigem Grunde das Ver¬

tragsverhältnis auf sofort gekündigt werden

können, dies um so mehr, als der Zahnarzt einen

Vertreter nicht gestellt hat. Weil Sie aber diesen

Zustand schon solange mit angesehen haben, er¬

scheint ein derartiges Vorgehen etwas riskant.

Zum mindesten empfiehlt es sich, den Zahnarzt

aufzufordern, seinen vertraglichen Verpflich¬
tungen innerhalb einer bestimmten Frist (viel-
leii iit von zwei Wochen) nachzukommen, andern¬

falls Sie aus wichtigem Grunde das Vertrags¬
verhältnis kündigen würden.

Nach N. J.

Frage: Unsere Satzung bestimmt, wie alle

anderen Satzungen: Für Lehrlinge aller Art, die

ohne Entgelt beschäftigt werden, betragen die

Beiträge zwei Drittel der Beiträge der niedrigsten
Stufe, während es im Absatz I dieses Paragraphen
über Kassenbeiträge heißt: . . . Sie betragen für

die erste Stufe 0,18 Mk. § 17 bemißt die baren

Leistungen der Kasse nach dem Grundlohn und

setzt diesen für den Arbeitstag fest in Stufe I

(einschließlich der ohne Entgelt beschäftigten
Lehrlinge) auf weniger als 1,45 Mk. Ist es nun

richtig, wenn wir nach diesen Satzungsbestim¬
mungen für die unentgeltlich beschäftigten Lehr¬

linge den vollen Wochenbeitrag von 0,18 Mk.

erheben?

Antwort: Die Satzungsbestimmung § 41 II

ist klar und maßgebend. Es darf als Beitrag nur

zwei Drittel der regelrechten Beiträge der

niedrigsten Stufe erhoben werden, das sind im

vorliegenden Falle 12 Pf. Das ist der Ausgleich
dafür, daß kein Krankengeld gewährt wird (vergl.
§ 19 Abs. III der Satzung). Die Festsetzung des

Grundlohnes ist notwendig, um z. B. das Sterbe¬

geld (§ 27) berechnen zu können. Zu beachten

bleibt bei dieser ganzen Frage natürlich § 160 RVO.

Nach Z.

Frage: Ein schon länger freiwilliges Mit¬

glied unserer Kasse wurde am 20. März 1915

Wöchnerin und erhielt das ihr Sfastehende Wochen¬

geld von 25 Mk. ausgezahlt. Hat die Frau noch

Anspruch auf Reichs-Wochen- und Stillgeld? Der

Ehemann der Frau ist ebenfalls freiwilliges Mit¬

glied der Kasse, hat aber bis jetzt noch keine

Heeresdienste geleistet.
Nach § 1 der Bekanntmachung des Bundesrats

vom 3. Dezember 1914 liegt kein Anspruch auf

die staatliche Unterstützung vor. Nun beruft sich

die Frau auf § 8 dieser Bekanntmachung. Wie

haben wir uns zu verhalten?

Antwort: Die Wöchnerin hat Anspruch auf

Entbindungskosten in Höhe von 25 Mk., auf

Schwangerschaftsunterstützung bis zu 10 Mk.,

Wochengeld 7 Mk. pro Woche auf die Dauer von

8 Wochen und auf Stillgeld von 3,50 Mk. wöchent¬

lich bis zu 12 Wochen. (Vergl. den Artikel von

Jul. Cohn in der Volkstüml. Zeitschr. Jahrg. 1915,

Nr. 10, insbesondere Ziff. 4 S. 111.) § 8 der Ver¬

ordnung vom 3. Dezember 1914 findet Anwendung.

Nach M.

Frage: Eine AufWärterin steht seit Anfang
Februar bei einem hiesigen Gastwirt in Stellung.
Sie mußte Mitte März auf ärztliche Anordnung
ins Krankenhaus und zwar wegen Syphilis. Nach

Angabe des Arztes besteht die Krankheit schon

vor Eintritt ins jetzige Arbeitsverhältnis und er¬

forderte schon seit langem ärztliche Behandlung
und Anwendung von Heilmitteln. Wir haben auf

Grund dieses Sachverhalts Übernahme des Heil¬

verfahrens abgelehnt. Unseres Erachtens handelt

es sich hier mit Recht um einen mißglückten
Arbeitsversuch.

Antwort: Sind die ärztlichen Feststellungen

richtig, so ist zweifellos im vorliegenden Falle

ein mißglückter Arbeitsversuch anzunehmen. Die

Art der Erkrankung läßt auf lange hinaus ärzt¬

liche bezw. arzneiliche Behandlung als notwendig
erscheinen. Aus besonderen Gründen kann zu¬

dem der Beginn einer versicherungspflichtigen

Beschäftigung auch verneint werden wegen einer

Krankheit, die an sich nicht arbeitsunfähig macht,

doch würde im vorliegenden Falle Freisein von

ansteckender Krankheit ganz besonders in Frage

kommen (vergl. Hahn, Anm. 22 zu § 165 RVO.).
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